
Gemeinsames Positionspapier hinsichtlich der Wiedereinführung der Lohngutscheine 

zwischen der 

Jungen Wirtschaft 

und der 

Jungen Generation in der SVP 

Mit vorliegendem Dokument legen die Junge Wirtschaft und die Junge Generation in der SVP 

die gemeinsame Position fest, welche die genannten Organisationen im Hinblick auf eine 

mögliche Wiedereinführung der Lohngutscheine vertreten. 

Aus Sicht der beiden genannten Organisationen stellte die im Jahr 2017 erfolgte alternativlose 

Abschaffung der Lohngutscheine nicht das richtige Mittel dar, um den negativen Auswüchsen 

der mit den Gutscheinen verbundenen Regelung entgegenzuwirken. Vielmehr hatte die 

alternativlose Abschaffung eine Rechtslücke zur Folge. Die beiden genannten Organisationen 

vertreten die Meinung, dass der ursprüngliche Zweck der Regelung betreffend die 

Lohngutscheine grundsätzlich positiv zu bewerten war, stand doch die Schaffung einer 

einfachen und unbürokratischen Möglichkeit der Bezahlung von vorübergehenden, 

kurzfristigen und gelegentlichen Zusatztätigkeiten im Mittelpunkt. 

Die im vorliegenden Dokument ausgearbeiteten Vorschläge und Überlegungen fußen auf der 

Grundlage folgender Eckpunkte: 

• Gewährleistung eines besseren und effizienteren Schutzes der Arbeitnehmer vor einer 

missbräuchlichen Verwendung der Lohngutscheine; 

• Gewährleistung einer einfacheren und unbürokratischeren Verwendung der 

Lohngutscheine zu Gunsten der Arbeitgeber. 

Vor dem Hintergrund der soeben dargelegten Grundgedanken sprechen sich die beiden 

Organisationen für eine Wiedereinführung der Lohngutscheine unter den nun folgenden 

Bedingungen aus: 



a) Die Lohngutscheine sollten in allen Wirtschaftssektoren verwendbar sein und sollten auch 

für nicht gewinnorientierte Organisationen und öffentliche Körperschaften zugänglich 

sein. 

b) Für den Beschäftigten sollten folgende Obergrenzen hinsichtlich des maximalen Betrags 

gelten, welchen er innerhalb eines Jahres durch Lohngutscheine verdienen darf: 

a. 8.000 Euro als maximaler jährlicher Gesamtbetrag; 

b. 3.000 Euro als Maximalbetrag der einzelnen Auftraggeber. 

Innerhalb eines Jahres soll ein Beschäftigter zudem nur bei insgesamt drei verschiedenen 

Auftraggebern beschäftigt werden können. 

c) Studenten bis zum 30. Lebensjahr, welche ihren Studentenstatus im Zuge eines 

Studienerfolgsnachweises bestätigen können, Pensionisten und Personen, die in einer 

Pflichtversicherung eingeschrieben sind, sollten unter den gegenständlichen 

Voraussetzungen und Einschränkungen Zugang zu den Lohngutscheinen haben. Neben 

diesen drei Kategorien sollte die Verwendung von Lohngutscheinen auch für 

Asylantragssteller möglich sein. Dies könnte nämlich eine interessante Alternative zu 

Orientierungspraktika sein. 

d) Die Einnahmen, welche seitens des Beschäftigten durch die Verwendung der 

Lohngutscheine generiert werden, sollten – wie in Vergangenheit auch – kein Einkommen 

im steuerrechtlichen Sinne bilden. 

e) Die An- und Abmeldung von Beschäftigten seitens des Auftraggebers muss 

a. flexibel gehandhabt werden können; 

b. kurz vor Beginn der Arbeitstätigkeit des Beschäftigten möglich sein; 

c. einfach per SMS, zertifizierter elektronischer Post oder auf einem Portal 

erfolgen können. 

f) Die Verwendung der Voucher muss an den Arbeitsbedarf angepasst sein und darf keinen 

Mindestarbeitsstundensatz voraussetzen. 



Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Bedingungen wäre aus Sicht der beiden 

Organisationen einerseits eine vernünftige unbürokratische Regelung für vorübergehende, 

kurzfristige und gelegentliche Zusatzleistungen gewährleistet und andererseits der Missbrauch 

dieser Bezahlungsform ausgeschlossen sowie eine Alternative für Schwarzarbeit garantiert. 

Bozen, den 26. Juli 2018 


